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2. begrüßt außerdem, dass alle ursprünglichen Ver-
tragsstaaten den Vertrag von Rarotonga ratifiziert haben, und
fordert die berechtigten Staaten auf, dem Vertrag und den da-
zugehörigen Protokollen beizutreten;

3. begrüßt ferner die Bemühungen, die unternommen
werden, um den Ratifikationsprozess des Vertrags von Pe-
lindaba zum Abschluss zu bringen, und fordert die Staaten der
Region, die den Vertrag noch nicht unterzeichnet und ratifi-
ziert haben, auf, dies zu tun, damit er bald in Kraft treten
kann;

4. begrüßt die Unterzeichnung des Vertrags von Semi-
palatinsk am 8. September 2006167 und fordert alle in Betracht
kommenden Staaten nachdrücklich auf, bei der Lösung noch
ausstehender Fragen im Hinblick auf die volle Durchführung
des Vertrags zusammenzuarbeiten;

5. fordert alle betroffenen Staaten auf, auch künftig zu-
sammenzuarbeiten, um allen in Betracht kommenden Staaten,
die den Protokollen zu den Verträgen über kernwaffenfreie
Zonen noch nicht beigetreten sind, den Beitritt zu erleichtern;

6. begrüßt die Maßnahmen, die ergriffen wurden, um
auf der Grundlage von zwischen den Staaten der betreffenden
Region aus freien Stücken geschlossenen Vereinbarungen
weitere Verträge über kernwaffenfreie Zonen zu schließen,
und fordert alle Staaten auf, alle einschlägigen Vorschläge zu
prüfen, so auch diejenigen, die sich in ihren Resolutionen
über die Schaffung kernwaffenfreier Zonen im Nahen Osten
und in Südasien finden;

7. bekräftigt ihre Überzeugung, dass kernwaffenfreien
Zonen eine wichtige Rolle bei der Stärkung des Nichtverbrei-
tungsregimes für Kernwaffen und bei der Ausweitung der
kernwaffenfreien Gebiete der Welt zukommt, und fordert un-
ter besonderem Hinweis auf die Verantwortlichkeiten der
Kernwaffenstaaten alle Staaten auf, den Prozess der nuklea-
ren Abrüstung zu unterstützen und sich für die völlige Besei-
tigung aller Kernwaffen einzusetzen;

8. begrüßt es, dass auf der vom 26. bis 28. April 2005
in Tlatelolco (Mexiko) abgehaltenen ersten Konferenz der
Vertrags- und Unterzeichnerstaaten von Verträgen über die
Schaffung kernwaffenfreier Zonen, auf der die Staaten die
Notwendigkeit der Zusammenarbeit zur Erreichung ihrer ge-
meinsamen Ziele bekräftigten, Fortschritte in Richtung auf ei-
ne verstärkte Zusammenarbeit innerhalb der Zonen und zwi-
schen ihnen erzielt wurden;

9. beglückwünscht die Vertrags- und Unterzeichner-
staaten der Verträge von Tlatelolco, Rarotonga, Bangkok und
Pelindaba sowie die Mongolei zu ihren Bemühungen um die
Erreichung der in diesen Verträgen angestrebten gemeinsa-
men Ziele und um die Förderung des kernwaffenfreien Status
der südlichen Hemisphäre und der angrenzenden Gebiete und
fordert sie auf, weitere Möglichkeiten der Zusammenarbeit
untereinander und zwischen ihren Vertragsorganen zu erkun-
den und wahrzunehmen;

10. legt den für die Verträge über kernwaffenfreie Zo-
nen zuständigen Behörden nahe, den Vertrags- und Unter-
zeichnerstaaten dieser Verträge behilflich zu sein, um die
Verwirklichung der Ziele zu erleichtern;

11. beschließt, den Punkt „Kernwaffenfreie südliche
Hemisphäre und angrenzende Gebiete“ in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer vierundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/66

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 2. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/389,
Ziff. 86)168.

63/66. Unterstützung von Staaten zur Eindämmung des 
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leich-
ten Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 62/22 vom 5. Dezem-
ber 2007 über die Unterstützung von Staaten zur Eindäm-
mung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und zur Ein-
sammlung dieser Waffen,

zutiefst besorgt über das Ausmaß der Verluste an Men-
schenleben und der Leiden, insbesondere unter Kindern, die
durch die unerlaubte Verbreitung und den unerlaubten Ein-
satz von Kleinwaffen und leichten Waffen verursacht werden,

besorgt darüber, dass sich die unerlaubte Verbreitung und
der unerlaubte Einsatz dieser Waffen nach wie vor nachteilig
auf die Anstrengungen auswirken, die die Staaten in der Saha-
ra-Sahel-Subregion auf dem Gebiet der Armutsbekämpfung,
der nachhaltigen Entwicklung und der Wahrung des Friedens,
der Sicherheit und der Stabilität unternehmen,

eingedenk der am 1. Dezember 2000 verabschiedeten Er-
klärung von Bamako über eine gemeinsame afrikanische Po-
sition in Bezug auf die unerlaubte Verbreitung und Verschie-
bung von Kleinwaffen und leichten Waffen und den uner-
laubten Handel damit169,

unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretärs „In
größerer Freiheit: Auf dem Weg zu Entwicklung, Sicherheit

167 Vertrag über eine kernwaffenfreie Zone in Zentralasien.

168 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Äthiopi-
en, Belgien, Bulgarien, Burundi, Chile, Dänemark, Deutschland, Domi-
nikanische Republik, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Grie-
chenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Italien, Jamaika, Kanada,
Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg,
Malawi, Mali (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen,
die Mitglieder der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staa-
ten sind), Malta, Marokko, Mauretanien, Montenegro, Mosambik, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Republik Moldau, Ru-
anda, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Simbabwe,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Sudan, Tschechische Republik, Türkei,
Uganda, Ungarn, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische Republik und Zy-
pern.
169 A/CONF.192/PC/23, Anlage.
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und Menschenrechten für alle“170, in dem er betonte, dass die
Staaten sich genauso sehr darum bemühen müssen, die Be-
drohung durch illegale Kleinwaffen und leichte Waffen aus-
zuräumen wie die Bedrohung durch Massenvernichtungswaf-
fen,

Kenntnis nehmend von dem am 8. Dezember 2005 verab-
schiedeten Internationalen Rechtsinstrument zur Ermögli-
chung der rechtzeitigen und zuverlässigen Identifikation und
Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter Waffen
durch die Staaten171,

unter Begrüßung der im Ergebnis des Weltgipfels 2005
zum Ausdruck gebrachten Unterstützung für die Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung
und Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen
und leichten Waffen unter allen Aspekten172,

sowie unter Begrüßung des auf dem dreißigsten ordentli-
chen Gipfeltreffen der Wirtschaftsgemeinschaft der westafri-
kanischen Staaten im Juni 2006 in Abuja verabschiedeten
Übereinkommens über Kleinwaffen und leichte Waffen, de-
ren Munition und anderes dazugehöriges Material, das das
Moratorium für die Einfuhr, Ausfuhr und Herstellung von
Kleinwaffen und leichten Waffen in Westafrika ablöst,

ferner unter Begrüßung des Beschlusses der Wirtschafts-
gemeinschaft, eine Gruppe Kleinwaffen einzusetzen, die ge-
eignete Politiken fördern und Programme ausarbeiten und
durchführen soll, sowie der Einrichtung des Programms der
Wirtschaftsgemeinschaft zur Eindämmung von Kleinwaffen,
das am 6. Juni 2006 in Bamako seine Arbeit aufnahm und das
Programm für Koordinierung und Unterstützung zugunsten
von Sicherheit und Entwicklung ablöst,

Kenntnis nehmend von dem jüngsten Bericht des General-
sekretärs über die Unterstützung von Staaten zur Eindäm-
mung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten
Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen sowie über den
unerlaubten Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen un-
ter allen Aspekten173,

in diesem Zusammenhang unter Begrüßung des Beschlus-
ses der Europäischen Union, die Wirtschaftsgemeinschaft bei
ihren Anstrengungen zur Bekämpfung der unerlaubten Ver-
breitung von Kleinwaffen und leichten Waffen in erhebli-
chem Umfang zu unterstützen,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die den Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft durch die Sensibilisierung der Öf-
fentlichkeit bei den Bemühungen um die Eindämmung des
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen
zukommt,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der vom 26. Juni bis
7. Juli 2006 in New York abgehaltenen Konferenz der Ver-
einten Nationen zur Überprüfung der Fortschritte bei der

Durchführung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Be-
kämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten174,

1. würdigt die Vereinten Nationen und die internatio-
nalen, regionalen und sonstigen Organisationen für die Unter-
stützung, die sie den Staaten bei der Eindämmung des uner-
laubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen und
bei der Einsammlung dieser Waffen gewähren;

2. ermutigt den Generalsekretär, seine Bemühungen im
Zusammenhang mit der Durchführung der Resolution
49/75 G der Generalversammlung vom 15. Dezember 1994
und den Empfehlungen der Beratermissionen der Vereinten
Nationen zur Eindämmung der unerlaubten Verbreitung von
Kleinwaffen und leichten Waffen und zur Einsammlung die-
ser Waffen in den betroffenen Staaten, die darum ersuchen,
mit Unterstützung des Regionalzentrums der Vereinten Na-
tionen für Frieden und Abrüstung in Afrika und in enger Zu-
sammenarbeit mit der Afrikanischen Union fortzusetzen;

3. ermutigt die internationale Gemeinschaft, die
Durchführung des Übereinkommens der Wirtschaftsgemein-
schaft der westafrikanischen Staaten über Kleinwaffen und
leichte Waffen, deren Munition und anderes dazugehöriges
Material zu unterstützen;

4. ermutigt die Länder der Sahara-Sahel-Subregion,
die wirksame Aufgabenwahrnehmung der nationalen Kom-
missionen zur Bekämpfung der unerlaubten Verbreitung von
Kleinwaffen und leichten Waffen zu erleichtern, und bittet in
dieser Hinsicht die internationale Gemeinschaft, Unterstüt-
zung zu gewähren, wo immer dies möglich ist;

5. ermutigt die Organisationen und Verbände der Zivil-
gesellschaft, sich an den von den nationalen Kommissionen
unternommenen Anstrengungen zur Bekämpfung des uner-
laubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen sowie
an der Durchführung des Aktionsprogramms zur Verhütung,
Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten175 zu
beteiligen;

6. befürwortet außerdem die Zusammenarbeit von
staatlichen Organen, internationalen Organisationen und der
Zivilgesellschaft bei der Unterstützung von Programmen und
Projekten zur Bekämpfung des unerlaubten Handels mit
Kleinwaffen und leichten Waffen und zur Einsammlung die-
ser Waffen;

7. fordert die internationale Gemeinschaft auf, techni-
sche und finanzielle Unterstützung zu gewähren, um die Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft besser in die Lage zu ver-
setzen, Maßnahmen zur Mithilfe bei der Bekämpfung des un-
erlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu
ergreifen;

170 A/59/2005.
171 A/60/88 und Corr.2, Anhang; siehe auch Beschluss 60/519.
172 Siehe Resolution 60/1, Ziff. 94.
173 A/63/261.

174 A/CONF.192/2006/RC/9.
175 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in All Its Aspects, New York, 9–20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.
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8. bittet den Generalsekretär und diejenigen Staaten
und Organisationen, die dazu in der Lage sind, den Staaten
bei der Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaf-
fen und leichten Waffen und bei ihrer Einsammlung auch
weiterhin Unterstützung zu gewähren;

9. ersucht den Generalsekretär, diese Angelegenheit
weiter zu prüfen und der Generalversammlung auf ihrer
vierundsechzigsten Tagung über die Durchführung dieser Re-
solution Bericht zu erstatten;

10. beschließt, den Punkt „Unterstützung von Staaten
zur Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen
und leichten Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen“ in
die vorläufige Tagesordnung ihrer vierundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/67

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 2. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/389,
Ziff. 86)176.

63/67. Verhütung und Bekämpfung unerlaubter
Vermittlungstätigkeiten

Die Generalversammlung,

angesichts der Bedrohung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit, die von unerlaubten Vermittlungstätig-
keiten ausgeht, die den internationalen Rahmen für die Rüs-
tungskontrolle und die Nichtverbreitung umgehen,

besorgt, dass ohne geeignete Gegenmaßnahmen uner-
laubte Waffenvermittlungsgeschäfte unter allen Aspekten
nachteilige Auswirkungen auf die Wahrung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit haben und Konflikte ver-
längern werden und dadurch eine nachhaltige wirtschaftliche
und soziale Entwicklung behindern und die Gefahr des uner-
laubten Transfers konventioneller Waffen und des Erwerbs
von Massenvernichtungswaffen durch nichtstaatliche Akteu-
re nach sich ziehen werden,

in der Erkenntnis, dass die Mitgliedstaaten unerlaubte
Vermittlungstätigkeiten verhüten und bekämpfen müssen,
und zwar nicht nur in Bezug auf konventionelle Waffen, son-
dern auch auf Materialien, Geräte und Technologien, die zur
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trä-
gersystemen beitragen könnten,

erneut erklärend, dass die Anstrengungen zur Verhütung
und Bekämpfung unerlaubter Vermittlungstätigkeiten den
rechtmäßigen Waffenhandel und die internationale Zusam-
menarbeit in Bezug auf Materialien, Geräte und Technologi-
en für friedliche Zwecke nicht behindern sollen,

unter Hinweis auf die Resolution 1540 (2004) des Sicher-
heitsrats vom 28. April 2004, insbesondere deren Ziffer 3, mit
der beschlossen wurde, dass alle Staaten geeignete und wirk-
same Grenzkontrollen und Strafverfolgungsmaßnahmen aus-
arbeiten und aufrechterhalten sollen, um den unerlaubten
Handel und unerlaubte Vermittlungsgeschäfte im Einklang
mit ihren nationalen rechtlichen Befugnissen und Rechtsvor-
schriften sowie dem Völkerrecht aufzudecken, abzuschre-
cken, zu verhüten und zu bekämpfen, erforderlichenfalls auch
durch internationale Zusammenarbeit,

sowie unter Hinweis auf die in früheren Jahren verab-
schiedeten einschlägigen Resolutionen, namentlich die Reso-
lutionen 62/40 und 62/47 vom 5. Dezember 2007, die Aufrufe
zur Kontrolle von Vermittlungstätigkeiten enthalten, sowie
Resolution 62/26 vom 5. Dezember 2007, mit der die Gene-
ralversammlung die Mitgliedstaaten bat, nationale Rechtsvor-
schriften über den Transfer von Waffen, militärischem Gerät
sowie Gütern und Technologien mit doppeltem Verwen-
dungszweck zu erlassen oder zu verbessern,

Kenntnis nehmend von den internationalen Anstrengun-
gen zur Verhütung und Bekämpfung unerlaubter Vermitt-
lungsgeschäfte mit Waffen, insbesondere Kleinwaffen und
leichten Waffen, die in der Verabschiedung des Aktionspro-
gramms zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen
unter allen Aspekten177 im Jahr 2001 und dem Inkrafttreten
des Zusatzprotokolls gegen die unerlaubte Herstellung von
Feuerwaffen, deren Teilen, Komponenten und Munition so-
wie gegen den unerlaubten Handel damit zum Übereinkom-
men der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität178 im Jahr 2005 ihren Niederschlag
fanden,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Gruppe von Re-
gierungssachverständigen, die mit Resolution 60/81 vom
8. Dezember 2005 eingesetzt wurde, um weitere Schritte zur
Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit bei der Ver-
hütung, Bekämpfung und Beseitigung unerlaubter Vermitt-
lungsgeschäfte mit Kleinwaffen und leichten Waffen als eine
internationale Initiative im Rahmen der Vereinten Nationen
zu prüfen179,

unter Hinweis auf den Bericht der dritten Zweijährlichen
Tagung der Staaten zur Prüfung der Durchführung des Ak-
tionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung und Beseiti-

176 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola, Antigua und Barbuda, Australien, Bel-
gien, Belize, Benin, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Däne-
mark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Grenada,
Griechenland, Guinea, Guyana, Haiti, Irland, Island, Italien, Jamaika,
Japan, Kenia, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malta, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Papua-Neuguinea, Philippinen, Polen,
Portugal, Republik Korea, Rumänien, Salomonen, Samoa, Schweden,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Togo, Tschechische Republik, Türkei,
Uganda, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland und Zypern.

177 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in All Its Aspects, New York, 9–20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.
178 United Nations, Treaty Series, Vol. 2326, Nr. 39574. Deutschsprachi-
ge Fassung: Resolution 55/255, Anlage.
179 Siehe A/62/163 und Corr.1.


